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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. April 1961 

7 — 80003 — 5286/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Alters- und 
Hinterbliebenenversidierung der 
Rechtsanwälte 

(Reditsanwaltsversicherungsgesetz — RAVG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bimdesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 230. Sitzung am 29. März 1961 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuemiellng 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54. Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Alters- und Hinterbliebenenversiciierung der 
Rechtsanwälte (Rechtsanwalts Versicherungsgesetz — RAVG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz besdilossen: 

§ 1 

(1) Für die Alters- und Hinterbliebenenversiciie- 
rung der Personen, die als Rechtsanwälte zugelas- 
sen sind, wird ein Versicherungswerk als rechts- 
fähige Körperschaft des öffentlichen Rechts errich- 
tet (Versicherungswerk der Rechtsanwälte). Es gilt 
mit dem Inkrafttreten des Gesetzes als entstanden. 

(2) Das Versicherungswerk kann durch seine 
Satzung bestimmen, daß seine Mitglieder nach Mciß- 
gabe dieses Gesetzes versichert sind oder werden. 

(3) über die Einführung der Versicherung ent- 
scheidet die Vertreterversammlung des Versiche- 
rungswerks. Der Beschluß bedarf. einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der Abstimmenden. 

(4) Die Vertreterversammlung beschließt mit der 
gleichen Mehrheit auch darüber, ob die Versiche- 
rung 

1. nach den §§ 6 und 7 oder 

2. nach den §§ 8 bis 13 
durchgeführt wird. 

§ 2 

Wird eine Versicherung nach § 1 eingeführt, so 
ist für die Dauer der Wehrdienstleistung auch ver- 
sichert, wer vor einer Wehrdienstleistung im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes 
zuletzt nach § 1 versichert war. Die Versicherung 
nach Satz 1 schließt diejenige auf Grund der Sat- 
zung (§ 1 Abs. 2) aus. 

§ 3 

Versicherungsfrei sind Personen, die ein Alters- 
ruhegeld nach diesem Gesetz erhalten, frühestens 
vom Beginn der Rente an. Die Satzung kann inso- 
weit Ausnahmen von der Versicherung zulassen, 
als der von der Versicherung ausgenommene Kreis 
der Mitglieder nicht über den in § 6 Abs. 1, § 7 
Abs. 1 und § 8 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes umschriebenen Personenkreis ausgedehnt wird. 

§ 4 

(1) Die Versicherung beginnt mit^iem Kalender- 
monat, der auf den Kalendermonat folgt, in dem die 
Voraussetzungen für die Versicherung erfüllt sind. 
Frühestens beginnt die Versicherung mit dem Ka- 
lendermonat, der auf die Zustimmung zur Satzung 


(§ 21 Abs. 1) oder zum Gruppenversicherungsver- 
trag (§ 6 Abs. 8) folgt. 

(2) Die Versicherung endet mit Ablauf des Ka- 
lendermonats, in dem ihre Voraussetzungen entfal- 
len. 

§ 5 

Bei Anwendung des § 1233 Abs. 1 Satz 1 der 
Reichs Versicherungsordnung, des § 10 Abs. 1 Satz 1 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und des § 33 
Abs. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes gilt als ver- 
sicherungspflichtig auch, wer nach diesem Gesetz 
versichert ist. Als Altersruhegeld im Sinne des 
§ 1233 Abs. 1 Satz 2 der Reichs versicherungs Ord- 
nung, des § tO Abs. 1 Satz 2 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes und des § 33 Abs. 1 Satz 2 des 
Reichsknappschaftsgesetzes gilt auch ein Alters- 
ruhegeld aus der Rechtsanwaltsversicherung. 

§6 

(1) Im Falle des § 1 Abs. 4 Nr. 1 schließt das 
Versicherungswerk nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 6 und der §§ 7 und 14 mit einem aufsichtsbe- 
hördlich zugelassenen Versicherungsunternehmen 
einen Gruppenyersicherungsvertrag, aus dem die 
Versicherten unmittelbar berechtigt werden. 

(2) Als Leistungen sind vorzusehen 

1. Altersruhegeld, 

2. Rente wegen Erwerbsunfähigkeit, 

3. Hinterbliebenenrenten (Witwen-, Witwer- 
renten, Rente an frühere Ehegatten, Halb- 
und Voll Waisenrenten), 

4. Kinderzuschüsse zu den Renten nach 
Nummern 1 und 2. 

(3) Altersgrenze für das Altersruhegeld ist die 
Vollendung des 70. Lebensjahres; der Gruppen- 
versicherungsvertrag kann die Altersgrenze bis auf 
die Vollendung des 65. Lebensjahres herabsetzen. 

(4) Rente wegen Erwerbsunfähigkeit darf nicht 
für eine Zeit vorgesehen werden, in der der Ver- 
sicherte noch als Rechtsanwalt zugelassen ist. 

(5) Die Hinterbliebenenrenten sind in Vomhun- 
dertsätzen der Versichertenrente in bemessen. Sie 
dürfen zusammen die Rente nicht übersteigen, die 
ihrer Bemessung zugrunde liegt; diese Grenze er- 
höht sich für jede Waisenrente um einen Kinder- 
zuschuß. 

(6) Der Gruppenversicherungsvertrag hat auch 
die Durchführung der §§ 15 und 16 xmd die Auf- 
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bringung der Verwaltungskosten des Versiche- 
rungswerks zu regeln. 

(7) Vor dem Versicherungsfall können Renten- 
ansprüche nicht übertragen werden. 

(8) Der Gruppenversicherungsvertrag und seine 
Änderungen bedürfen der Zustimmung der Vertre- 
terversammlung und des Bundesversicherungsamts. 

§ 21 Abs. 1 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend. 

§ 7 

(1) Die Höhe der Beiträge wird durch die Sat- 
zung bestimmt. 

(2) Die Beiträge der Versicherten dürfen die ' 
höchsten Pflichtbeiträge in der Rentenversicherung 
der Angestellten nicht übersteigen. Sie müssen 
mindestens 42 Deutsche Mark monatlich betragen; 
auch § 10 Abs. 3 gilt. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß die in § 8 
Abs. 7 genannten Versicherten für die Zeit des 
Aufschubs des Rentenbezugs auf ihren Antrag 
keine Beiträge zu entrichten brauchen. 

(4) Die Beiträge der Versicherten werden vom 
Versicherungswerk eingezogen. § 11 Abs. 2 gilt. 
Das Versicherungswerk kann in der Satzung bestim- 
men und in dem Gruppenversicherungsvertrag ver- 
einbaren, daß die von ihm festgesetzten Beiträge an 
das Versicherungsunternehmen zu entrichten sind. 

§ 8 

(1) Im Falle des § 1 Abs. 4 Nr. 2 gelten die §§ 24 
und 25 Abs. 1, 4 und 6, §§ 27 bis 59, 62 bis 71, 74 bis 
83, 87 bis 103 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
einschließlich der Anderungs-, Ergänzungs- und 
Durchführungsvorschriften mit Ausnahme der Vor- 
schriften über die Berufsunfähigkeitsrente und die 
Höherversicherung nach Maßgabe der folgenden 
Absätze und des § 9 entsprechend. 

(2) Altersruhegeld wird erst bei Vollendung des 
70. Lebensjahres gewährt; die Satzung kann die 
Altersgrenze, auch unter Bedingungen und unter 
Beschränkung auf einen besonderen Teil der Ver- 
sicherten, bis auf die Vollendung des 65. Lebens- 
jahres herabsetzen. 

(3) Rente wegen Erwerbsunfähigkeit wird nicht 
für eine Zeit gewährt, in der der Versicherte noch 
als Rechtsanwalt zugelassen ist. 

(4) Die Satzung kann für Renten an Hinterblie- 
bene die Wartezeit verkürzen. 

(5) Den in § 30 Abs. 2 und § 31 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes genannten Steigerungssatz 
kann die Satzung bis auf 0,8 vom Hundert herab- 
setzen, auch unter Beschränkung auf die in § 14 
angegebenen Zeiten. 

(6) Arbeitslosigkeit im Sinne des § 28 Abs. 1 und 
des § 36 Abs. 1 Nr. 3 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes liegt nur vor, wenn und solange der 
Versicherte nicht mehr als Rechtsanwalt zugelas- 
sen ist. 


(7) Die Satzung kann für Versicherte, welche die 
Altersgrenze erreicht haben, und für Hinterbliebene 
bei Aufschub des Rentenbezugs eine Steigerung der 
Rente vorsehen. 

§ 9 

(1) Wanderversicherter im Sinne des § 1308 der 
Reichsversicherungsordnung, des § 87 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und des § 99 des 
Reichsknappschaftsgesetzes ist auch ein Versicher- 
ter, für den Beiträge zu der Rentenversicherung der 
Arbeiter, der Rentenversicherung der Angestellten, 
der knappschaftlichen Rentenversicherung oder zu 
einem dieser Versicherungszweige und zu der 
Rechtsanwaltversicherung wirksam entrichtet sind. 

(2) Soweit Leistungen, die nach diesem Gesetz 
nicht vorgesehen sind, von der Dauer der Versiche- 
rung abhängig sind, sowie für die Berechtigung zur 
freiwilligen Weiterversicherung werden Versiche- 
rungszeiten nach diesem Gesetz nicht angerechnet; 
die Leistungspflicht der Träger der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, der Rentenversicherung der An- 
gestellten und der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung bleibt unberührt. 

(3) Die Zurechnungszeit wird in der Rechtsan- 
waltsversicherung angerechnet, wenn der letzte 
Beitrag zu dieser entrichtet ist. 

(4) Das Versicherungswerk der Rechtsanwälte ist 
für die Feststellung und Zahlung der Leistung auch 
dann zuständig, wenn eine Anrechnung von Ver- 
sicherungszeiten nach den §§ 14 oder 15 beantragt 
ist oder in Betracht kommt. 

(5) Bei dem finanziellen Ausgleich der Wander- 
versicherung steht die Rechtsanwaltsversicherung 
der knappschaftlichen Rentenversicherung gleich. 
Für die Reihenfolge, in der der Kinderzuschuß zu 
gewähren ist, geht die Rechtsanwaltsversicherung 
den anderen Rentenversicherungen vor. 

(6) Beitragszeiten der §§ 15 und 20 des Fremd- 
rentengesetzes, die als Rechtsanwälte pflichtver- 
sicherte Selbständige zurückgelegt haben, werden 
der Rechtsanwaltsversicherung zugeordnet, wenn 
Beiträge nach § 10 entrichtet sind. 

§ 10 

(1) Im Falle des § 1 Abs. 4 Nr. 2 gelten die je- 
weiligen Beitragsklassen des § 114 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes mit Ausnahme der Bei- 
tragsklassen I bis VI. Beiträge sind in der jeweils 
höchsten Beitragsklasse zu entrichten. 

(2) Liegt der im letzten Einkommensteuerbe- 
scheid ausgewiesene Betrag der Jahreseinkünfte 
aus selbständiger Arbeit vor Abzug von Sonder- 
ausgaben und Freibeträgen unter dem zwölffachen 
Betrag des Bruttoarbeitseinkommens der höchsten 
Beitragsklasse, so ist auf Antrag zu gestatten, daß 
Beiträge entweder in der Beitragsklasse, die den 
im letzten Steuerbescheid ausgewiesenen Einkünf- 
ten aus selbständiger Arbeit entspricht, oder in 
einer höheren Beitragsklasse entrichtet werden. 
Die Satzung kann zulassen, daß bis zum Ablauf von 
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zwei Kalenderjahren nach dem Jahr der erstma- 
ligen Zulassung als Rechtsanwalt dem Versicherten 
auf Antrag zu gestatten ist, Beiträge in einer ande- 
ren Beitragsklasse als den in Satz 1 und in Ab- 
satz 1 Satz 2 genannten Beitragsklassen zu entrich- 
ten. 

(3) Übersteigt das Bruttoarbeitsentgelt aus der 
Beschäftigung als Angestellter das Bruttoarbeits- 
einkommen aus der Tätigkeit, die nach Maßgabe 
dieses Gesetzes versichert ist, und ist das Mit- 
glied des Versicherungswerks nach § 7 Abs. 2 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes von der Ver- 
sicherungspflicht in der Angestelltenversicherung 
befreit, so sind Beiträge mindestens in der Höhe 
zu entrichten, in der solche zur Angestelltenversi- 
cherung zu entrichten wären. 

(4) § 112 Abs. 3 Buchstabe d und Abs. 5 sowie 

§ 134 a Satz 1 des Angestelltenversicherungs- 

gesetzes gelten entsprechend. 

(5) § 7 Abs. 3 gilt. 

§ 11 

(1) Die Beiträge werden vom Versicherungswerk 
eingezogen. 

(2) Die Satzung regelt die An-, Um- und Abmel- 
dung, die Fälligkeit, die Zahlung, die Art und 
Weise des Einzugs und die Stundung der Beiträge, 
die Erhebung von Säumniszuschlägen und den 
Nachweis der Beitragsentrichtung. 

(3) Die §§ 140, 142, 143 und 146 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 12 

(1) Beiträge und Renten, insbesondere der Stei- 
gerungssatz (§ 8 Abs. 5) und die Altersgrenze (§ 8 
Abs. 2) sind so festzusetzen, daß jeweils für einen 
mindestens zehnjährigen Deckungsabschnitt der 
Wert aller in diesem Deckungsabschnitt eingehen- 
den Beiträge und sonstigen Einnahmen samt dem 
Vermögen mit Zins und Zinseszins den Betrag 
deckt, der erforderlich ist, damit alle in dem Dek- 
kungsabschnitt zu leistenden Aufwendungen be- 
stritten werden können und außerdem am Ende des 
Deckungsabschnitts eine Rücklage verbleibt, die 
mindestens den Aufwendungen im letzten Jahr des 
Deckungsabschnitts gleichkommt. Die Berechnung 
ist alle zwei Jahre für einen mindestens zehnjähri- 
gen Deckungsabschnitt zu wiederholen. 

(2) Die Rücklage kann bei Abschluß eines Ver- 
sicherungsvertrags (§ 13 Abs. 2) auch in einem An- 
spruch gegen ein Versicherungsunternehmen be- 
stehen, 

§ 13 

(1) Das Versicherungswerk kann die Durchfüh- 
rung der Versicherung einem anderen öffentlich- 
rechtlichen Versicherungsträger nach Vereinbarung 
übertragen. 

(2) Das Versicherungswerk kann einem aufsichts- 
behördlich zugelassenen Versicherungsunterneh- 
men die Rückdeckung ganz oder teilweise über- 
tragen. 

(3) § 6 Abs. 8 gilt entsprechend. 


§ 14 

(1) Die Zeit vor Beginn der Versicherung nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 gilt als Versicherungszeit, soweit 
der Versicherte auch in dieser Zeit versichert ge- 
wesen wäre, wenn eine Versicherung nach diesem 
Gesetz bestanden hätte und die Tätigkeit im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ausgeübt worden ist 
oder wäre (Berufszeit). Ersatzzeiten (§ 28 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes) werden angerechnet, 

(2) Die Anrechnung setzt voraus, 

a) daß Berufs- und Ersatzzeiten und die Zei- 
ten einer Pflichtversicherung in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter, der Ren- 
tenversicherung der Angestellten und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 
mindestens Dreiviertel der Zeit von der 
erstmaligen Zulassung bis zum Beginn der 
Versicherung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 
decken 

und 

b) daß vom Beginn der Versicherung nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 bis zum Eintritt des Ver- 
sicherungsfalls die Versicherung nach die- 
sem Gesetz ununterbrochen bestanden hat, 

(3) Berufs- und Ersatzzeiten werden nicht ange- 
rechnet, soweit sie in einer anderen öffentlich- 
rechtlichen Versicherung oder Versorgung ange- 
rechnet werden; die Satzung oder der Gruppenver- 
sicherungsvertrag kann Berufszeiten, während derer 
freiwillig Beiträge zur Rentenversicherung der Ar- 
beiter oder der Angestellten oder zur knappschaft- 
lichen Rentenversicherung entrichtet sind, davon 
ausnehmen. 

(4) Die Satzung oder der Gruppenversicherungs- 
vertrag kann für die anzurechnenden Versicherungs- 
jahre eine Höchstzahl, höchstens aber 30 Jahre, 
festsetzen und bestimmen, daß die Berufs- und Er- 
satzzeiten in geringerem Umfang, mindestens aber 
zu zwei Drittel, angerechnet werden. Die Satzung 
oder der Gruppenversicherungsvertrag kann auch 
die Höhe der Arbeitseinkommen oder Beiträge be- 
stimmen, die der Ermittlung der Renten zugrunde 
zu legen sind. 

(5) Personen, die bei Beginn der Versicherung 
nach § 4 Abs. 1 Satz 2 das 60. Lebensjahr vollendet 
haben, erhalten Renten unter Anrechnung von Ver- 
sicherungszeiten nach den Absätzen 1 bis 4 nicht 
für eine Zeit, in der sie noch als Rechtsanwalt zu- 
gelassen sind. 

§ 15 

(1) Die Satzung oder der Gruppenversicherungs- 
vertrag kann vorbehaltlich des § 16 Renten nach 
den §§ 6 oder 8 für Personen, die bei Beginn der 
Versicherung (§ 4 Abs. 1 Satz 2) nicht mehr als 
Rechtsanwalt zugelassen waren, und deren Hinter- 
bliebene vorsehen, wenn 

a) die in § 14 Abs. 2 Buchstabe a genannten 
Zeiten dieser Personen mindestens Drei- 
viertel der Zeit von der erstmaligen Zu- 
lassung bis zum Erreichen der Alters- 
grenze (§ 6 Abs. 3 oder § 8 Abs. 2) oder 
bis zur Erwerbsunfähigkeit (§ 6 Abs. 4 
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oder § 8 Abs. 3) oder bis zum Tode 

decken, 

und 

b) diese Personen ihre steuerpflichtigen Ein- 
künfte in ihrer Berufszeit überwiegend 
aus der Tätigkeit als Rechtsanwalt erzielt 
haben. 

(2) § 14 Abs. 1, 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Die Renten auf Grund dieser Vorschrift be- 
ginnen erst nach Ablauf einer in der Satzung oder 
in dem Gruppenversicherungsvertrag festzusetzen- 
den Frist nach Beginn der Versicherung (§ 4 Abs. 1 
Satz 2). Die Satzung oder der Gruppenversiche- 
rungsvertrag kann eine Ausschlußfrist für die An- 
träge auf Renten nach Absatz 1 vorsehen. 

(4) Die Satzung oder der Gruppenversicherungs- 
vertrag hat zu bestimmen, in welchem Umfang eine 
Anrechnung von sonstigem Einkommen und von 
Vermögen stattfindet. Grundrenten und Schwerst- 
beschädigtenzulagen nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz oder den Gesetzen, die das Bundesversor- 
gungsgesetz für anwendbar erklären, dürfen nicht 
angerechnet werden. 

§ 16 

(1) Eine Bestimmung der Satzung oder des Grup- 
penversicherungsvertrages nach § 15 kann nur vor- 
gesehen werden, wenn die Bundesrechtsanwalts- 
kammer sich bereit erklärt hat, Mittel für die Ge- 
währung der Renten nach § 15 aufzubringen. Die 
Bundesrechtsanwaltskammer kann hierfür Beiträge 
von den Rechtsanwaltskammern erheben. Das Ver- 
sicherungswerk kann diese Mittel bevorschussen. 

(2) Der Bund leistet zu den Ausgaben für 
Renten nach § 15 einen Zuschuß in Höhe von 30 
vom Hundert. Der Zuschuß kann in der Form einer 
einmaligen Zahlung geleistet werden. 

§ 17 

(1) Mitglieder des Versicherungswerks sind die 
in § 1 Abs. 1 genannten Personen. 

(2) Organe des Versicherungswerks sind die 
Vertreterversammlung, der Vorstand und die Ge- 
schäftsführung. 

(3) Die Geschäfte des Versicherungswerks führt 
bis zur Ernennung der Mitglieder der Geschäfts- 
führung des Versicherungswerks der Geschäfts- 
führer der Bundesrechtsanwaltskammer. Die Bundes- 
rechtsanwaltskammer legt die Kosten vor. 

§ 18 

(1) Die Vertreterversammlung wird von den Mit- 
gliedern und den Rentnern durch Brief gewählt. 
Die Wahl ist frei und geheim. Wahlberechtigt und 
wählbar sind die Mitglieder und Rentner, die am 
Tag der Wahlankündigung das aktive Wahlrecht 
zum Deutschen Bundestag besitzen und im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ihren Wohnsitz haben. 

(2) Die Vertreterversammlung besteht aus so 
vielen Mitgliedern, daß auf je 500 Versicherte ein 
Vertreter entfällt. 


(3) Die Wahl erfolgt auf Grund von Vorschlags- 
listen der selbständigen Rechtsanwaltsvereinigun- 
gen mit sozial- und berufspolitischer Zielsetzung 
oder deren Spitzenverbänden nach den Grundsät- 
zen der Verhältniswahl, Sonstige Gruppen von 
Wahlberechtigten können Vorschlagslisten ein- 
reichen, für die die Unterschriften von mindestens 
50 Wahlberechtigten erforderlich sind. 

(4) Die Vorschlagslisten müssen erste und zweite 
Stellvertreter aufführen. Wird nur eine Vorschlags- 
liste eingereicht, so gelten die Vorgeschlagenen als 
gewählt. 

(5) Wahlvorstand ist das Präsidium der Bundes- 
rechtsanwaltskammer. Die Hauptversammlung der 
Bundesrechtsanwaltskammer erläßt innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes eine 
Wahlordnung für die erste Wahl der Vertreterver- 
sammlung und des Vorstandes des Versicherungs- 
werks sowie der Vorsitzenden dieser Organe. 

(6) Die Amtsdauer der Mitglieder der Vertreter- 
versammlung beträgt vier Jahre nach dem Zeit- 
punkt der Wahl. Nach Ablauf der Amtsdauer blei- 
ben die Mitglieder der Vertreterversammlung im 
Amt, bis die Nachfolger eintreten. 

§ 19 

(1) Der Vorstand besteht aus fünf Mitgliedern. 
Die Wahl des Vorstandes ist frei und geheim. Sie 
erfolgt nach den Grundsätzen der Verhältniswahl. 

(2) Die Mitglieder der Vertreterversammlung 
und ihre Stellvertreter können nicht gleichzeitig 
dem Vorstand angehören. 

(3) § 18 Abs. 6 gilt entsprechend. 

(4) Die Geschäftsführung besteht aus höchstens 
zwei Mitgliedern. Sie gehört dem Vorstand mit be- 
ratender Stimme an. 

(5) Die Geschäftsführer werden vom Vorstand 
gewählt; die Wahl bedarf der Bestätigung durch die 
Bundesregierung. Die Geschäftsführer werden auf 
Vorschlag der Bundesregierung vom Bundespräsiden- 
ten unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit ernannt. Die Geschäftsführung ernennt 
nach Zustimmung durch den Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung die übrigen Beamten. 

(6) Das Versicherungswerk ist Dienstherr seiner 
Beamten. Oberste Dienstbehörde der Mitglieder der 
Geschäftsführung ist der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung. Oberste Dienstbehörde der 
übrigen Beamten ist die Geschäftsführung des Ver- 
sicherungswerks. 

(7) Verstoßen Beschlüsse der Vertreterversamm- 
lung oder des Vorstandes gegen Gesetz oder Sat- 
zung, so hat sie die Geschäftsführung nach Ankün- 
digung an die Vertreterversammlung oder an den 
Vorstand durch Beschwerde an die Aufsichtsbehörde 
zu beanstanden. Die Beschwerde bewirkt Aufschub. 

§ 20 

(1) Das Amt der Mitglieder der Vertreterver- 
sammlung und des Vorstandes ist ein Ehrenamt. 
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(2) Die Mitglieder der Vertreterversammlung und 
des Vorstandes haften dem Versicherungswerk für 
getreue Geschäftsführung wie Vormünder ihren 
Mündeln. Das Versicherungswerk kann auf An- 
sprüche aus der Haftung nur mit Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde verzichten. 

(3) Werden von einem Mitglied der Vertreter- 
versammlung oder des Vorstandes Tatsachen be- 
kannt, die seine Wählbarkeit ausschließen, so hat 
der Vorstand durch Beschluß sein Ausscheiden fest- 
zustellen. Werden von einem Mitglied Tatsachen 
bekannt, die seine Vertrauenswürdigkeit aus- 
schließen, so hat es der Vorstand durch Beschluß 
seines Amtes zu entheben. Vor der Beschlußfassung 
ist dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

§ 21 

(1) Die Vertreterversammlung beschließt die Sat- 
zung. Die Satzung und ihre Änderungen bedürfen 
der Zustimmung der Bundesregierung. Die Zustim- 
mung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Eingang der Satzung oder ihrer 
Änderungen beim Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung versagt wird. Die Satzung ist mit 
dem Zustimmungsvermerk zu veröffentlichen. 

(2) Die Satzung muß Bestimmungen enthalten 
über 

1. die Wahl der Vertreterversammlung und 
des Vorstandes sowie der Vorsitzenden, 

2. die Aufgaben der Vertreterversammlung, 

des Vorstandes und der Geschäftsfüh- 
rung, s 

3. die Art der Beschlußfassung der Vertre- 
terversammlung und des Vorstandes, 

4. die Art der Vertretung, auch des Ver- 
sicherungswerks gegenüber dem Vor- 
stand, und die Form der Willenserklä- 
rungen, 

5. die Bildung von Ausschüssen der Ver- 
treterversammlung und des Vorstandes, 

6. die Art und die Höhe der Vergütungen 
der Mitglieder der Vertreterversamm- 
lung und des Vorstandes und der Aus- 
schüsse, 

7. die Aufstellung und die Abnahme der 
Jahresrechnung, 

8. die Vermögensanlagen, 

9. das Verwaltungsverfahren, 

10. die Verpflichtung der Mitglieder und 
Rentner zur Mitteilung der Tatsachen, 
die für die Feststellung ihrer Rechte und 
Pflichten erheblich sind, 

11. den Sitz des Versicherungswerks, 

12. die Art der Veröffentlichung der Satzung 
oder eines Gruppenversicherungsvertrags, 
des Jahresabschlusses imd der sonstigen 
Bekanntmachungen. 

(3) Vertreterversammlung und Vorstand geben 
sich eine Geschäftsordnung. 


§ 22 

(1) Die Aufsicht über das Versicherungswerk 
führt das Bundesversicherungsamt. Die Aufsicht er- 
streckt sich darauf, daß Gesetz und Satzung beachtet 
werden. 

(2) Der Entwurf des Haushaltsplans wird vom 
Vorstand aufgestellt und von der Vertreterver- 
sammlung festgestellt. Für die Aufstellung und die 
Ausführung des Haushaltsplans sowie für die Rech- 
nungslegung finden die für den Bund geltenden 
Vorschriften entsprechende Anwendung. 

(3) Der Entwurf des Haushaltsplans ist dem 
Bundesversicherungsamt bis zum 1. September 
jeden Jahres vorzulegen. Das Bundesversicherungs- 
amt kann Beanstandungen erheben. Werden Bean- 
standungen erhoben, so ist innerhalb einer vom 
Bundesversicherungsamt zu setzenden Frist ein 
neuer Haushaltsplan festzustellen. Wird innerhalb 
der gesetzen Frist ein neuer Haushaltsplan nicht 
festgestellt, der die Beanstandungen berücksichtigt, 
so kann das Bundesversicherungsamt den Haus- 
haltsplan selbst feststellen. 

(4) Das Versicherungswerk hat jährlich einen Ge- 
schäftsbericht zu veröffentlichen, der den Rech- 
nungsabschluß sowie eine Darstellung über die Ent- 
wicklung des Versicherungswerks im abgelaufenen 
Geschäftsjahr enthalten muß. 

§ 23 

(1) Die Rechtsanwaltskammern haben dem Ver- 
sicherungswerk Einblick in ihre Mitgliederverzeich- 
nisse zu gewähr n, ihm die Zulassung, deren Erlö- 
schen und deren Zurücknahme mitzuteilen und die 
■erforderlichen Ai ikünfte zu geben. Der Bundes- 
minister für ArbcT und Sozialordnung bestimmt 
durch Rechtsveroranung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Art und Umfang der Mitteilungen der 
Rechtsanwaltskammern. 

(2) Die Rechtsanwaltskammern können nach Ver- 
einbarung mit dem Versicherungswerk in dessen 
Auftrag die Beiträge als Teile der Kamm^erbeiträge 
einziehen. § 121 Abs. 3 und 4, §§ 158 und 159 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes gelten entspre- 
chend. 

§ 24 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis offen- 
bart, das ihm in seiner Eigenschaft als Organ, Mit- 
glied eines Organs oder Bediensteter des Versiche- 
rungswerks bekanntgeworden ist, wird mit Gefäng- 
nis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

(4) Ein Mitglied der Vertreterversammlung oder 
des Vorstandes, das vorsätzlich zum Nachteil des 
Versicherungswerks handelt, wird mit Gefängnis 
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bestraft. Daneben kann auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. Hat das Mitglied die 
Handlung begangen, um sich oder einem anderen 
einen Vermögensvorteil zu verschaffen, so kann 
neben der Gefängnisstrafe auf Geldstrafe erkannt 
werden. 

§ 25 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Mitglied 
oder Rentner vorsätzlich oder fahrlässig den Mit- 
teilungspflichten, die ihm nach der Satzung ob- 
liegen, nicht nachkommt, soweit die Satzung auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der 
Vorstand des Versicherungswerks. Dieser entschei- 
det auch über die Abänderung und Aufhebung eines 
rechtskräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften Buß- 
geldbescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten). 

§ 26 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, gelten 

die §§ 6, 11, 25, 27 e, 28 Abs. 3, §§ 29, 31, 32, 

115, 116, 117, 124 bis 127, 137, 138, 164 und 1571 

der Reichsversicherungsordnung, 

das Verwaltungszustellungsgesetz vom 3. Juli 

1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) und 

das Verwaltungs- Vollstreckungsgesetz vom 

27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157). 

(2) Für die Stellung des Versicherungswerks im 
Rechtsverkehr gelten die für die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte geltenden Vorschriften 
entsprechend. 

§ 27 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegen- 
heiten dieses Gesetzes sind Streitigkeiten in Ange- 
legenheiten der Sozialversicherung. Soweit das So- 
zialgerichtsgesetz für die einzelnen Zweige der So- 
zialversicherung besondere Vorschriften trifft, gel- 
ten die Vorschriften für die Rentenversicherung der 
Angestellten. 

§ 28 

(1) Personen, die bei Beginn der Versicherung 
(§ 4 Abs. 1 Satz 2) das 60. Lebensjahr vollendet 
haben, können auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht befreit werden. Die Satzung kann die Be- 
freiung an Voraussetzungen knüpfen. 

(2) Die Satzung kann zulassen, daß Personen, die 
bei Beginn der Versicherung (§ 4 Abs. 1 Satz 2) das 
50. Lebensjahr vollendet und mit einem aufsichts- 
behördlich zugelassenen Versicherungsunternehmen 
einen Versicherungsvertrag für den Fall des Todes 
oder des Erlebens des 70. oder eines niedrigeren 


Lebensjahres, auch für die nach diesem Gesetz be- 
rechtigten Hinterbliebenen, abgeschlossen haben, 
auf Antrag von der Versicherungspflicht befreit 
werden, sofern sie nach dem Versicherungsvertrag 
mindestens ebensoviel aufzuwenden haben, wie an 
das Versicherungswerk zu zahlen wäre, 

(3) Die Satzung hat die Antragsfristen festzuset- 
zen. Die Befreiung wirkt vom Beginn der Versiche- 
rung an. Sie ist zu widerrufen, wenn ihre Voraus- 
setzungen weggefallen sind. 


§ 29 

(1) Rechtsanwälte, die Mitglieder des Versor- 
gungswerks der Rechtsanwaltskammer des Saar- 
landes sind oder werden, sind von diesem Zeitpunkt 
an nicht Mitglieder des Versicherungswerks der 
Rechtsanwälte und versicherungsfrei im Sinne des 
§ 3. Gleiches gilt für Rechtsanwälte, die der Rechts- 
anwaltskammer des Saarlandes angehören und im 
Zeitpunkt des Beginns der Versicherung (§ 4 Abs. 1 
Satz 2) von der Mitgliedschaft beim Versorgungs- 
werk der Rechtsanwaltskammer des Saarlandes aus- 
geschlossen waren. 

(2) § 117 des saarländischen Gesetzes Nr. 456 
„Rechtsanwaltsordnung des Saarlandes" vom 2. Mai 
1955 (Amtsblatt des Saarlandes S. 641) bleibt un- 
berührt. 

(3) Wird ein Rechtsanwalt, der Mitglied des Ver- 
sorgungswerks der Rechtsanwaltskammer des Saar- 
landes war, bei einem Gericht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des Saarlandes zugelas- 
sen, so bleibt seine Mitgliedschaft beim Versor- 
gungswerk der Rechtsanwaltskammer des Saar- 
landes bestehen. Wird ein Rechtsanwalt, der nach 
§ 1 versichert war, bei einem Gericht im Saarland 
zugelassen, so wird er nicht Mitglied des Versor- 
gungswerks der Rechtsanwaltskammer des Saar- 
landes. 

(4) Das Versicherungswerk der Rechtsanwälte 
hat das Versorgungswerk der Rechtsanwaltskammer 
des Saarlandes auf dessen Antrag aufzunehmen. Die 
Art und Weise der Aufnahme sowie der Zeitpunkt, 
zu dem die Aufnahme erfolgt, werden vom Ver- 
sicherungswerk und dem Versorgungswerk der 
Rechtsanwaltskammer des Saarlandes vereinbart. 
Absätze 1 bis 3 gelten von dem vereinbarten Zeit- 
punkt der Aufnahme an nicht mehr. Das Versiche- 
rungswerk ist von diesem Zeitpunkt an Rechtsnach- 
folger des Versorgungswerks. 

§ 30 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 31 

Dieses Gesetz tritt am 1, Juli 1961 in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf erfüllt die 
Bundesregierung im Rahmen ihrer Mittelstandspoli- 
tik eine übernommene Verpflichtung. Die Regie- 
rungserklärung vom 29. Oktober 1957 hat den Mit- 
telschichten die Sorge des Staates versprochen und 
ihnen Hilfe für den Ausbau solidarischer Sicherungs- 
einrichtungen in Aussicht gestellt. Für die Einfüh- 
rung solcher Sicherung hat sich die Rechtsanwalt- 
schaft in zwei Abstimmungen ausgesprochen. 

Die Einführung einer Versicherung für die Rechts- 
anwälte ist insofern gerechtfertigt, als das Einkom- 
men der Angehörigen der freien Berufe und beson- 
ders der Rechtsanwälte vorwiegend von ihrer per- 
sönlichen Arbeitsleistung abhängt und endet, wenn 
der Rechtsanwalt seine eigene Arbeitskraft nicht 
mehr voll einsetzen kann. Diese Lage unterscheidet 
ihn von solchen Gruppen der Selbständigen, deren 
Betrieb schon für sich allein eine dauernde Einkom- 
mensquelle darstellt. Sie hat sich für diejenigen, die 
aus ihrer Heimat vertrieben sind oder von dort 
flüchten mußten, verschärft. Auch unter den einhei- 
mischen Rechtsanwälten und besonders deren Hin- 
terbliebenen finden sich nicht wenige Fälle, in 
denen nicht nur eine dem Beruf angemessene 
Lebenshaltung im Alter oder der Hinterbliebenen 
fehlt, sondern Not herrscht. 

Bei der Gestaltung dieser Versicherung soll die Ent- 
scheidungsfreiheit der Rechtsanwaltschaft erhalten 
und ihr die Verantwortung für ihre Sicherung weit- 
gehend selbst überlassen bleiben. Dementsprechend 
geht der Entwurf von folgenden Grundsätzen aus: 

1. Eine Versicherungspflicht wird der Berufsgruppe 
nicht durch Gesetz auferlegt, sondern erst durch 
einen Beschluß der gewählten Vertreter der 
Rechtsanwaltschaft begründet. Die Gesetzgebung 
stellt nur die Ermächtigung und die organisato- 
rische Grundlage dafür zur Verfügung. 

2. Die Rechtsanwaltschaft soll in eigener Zuständig- 
keit über die Art und Weise ihrer Versicherung 
entscheiden. Hierfür bietet der Entwurf zwei 
Möglichkeiten: Es kann einmal ein Gruppenver- 
sicherungsvertrag vereinbart werden, für den 
der Entwurf nur wenige Mindest- und Höchst- 
bedingungen gibt. Zum anderen können die Ren- 
tenformel und die Beitragsbemessung aus der 
Rentenversicherung der Arbeitnehmer übernom- 
men, jedoch nach den Bedürfnissen der Rechts- 
anwaltschaft abgewandelt werden. Audi im 
zweiten Fall handelt es sich um eine eigenstän- 
dige Versicherung, die den Bedürfnissen der An- 
waltschaft angepaßt werden kann. 

3. Durch den Gruppenversicherungvertrag ermög- 
licht der Gesetzentwurf, daß die Versicherung 


der Rechtsanwälte in vollem Umfang von der 
privaten Lebensversicherung getragen werden 
kann. Auch bei der Alternative läßt er eine 
Rückdeckung des Versicherungswerks der Rechts- 
anwälte bei privaten Versicherungsunternehmen 
zu. 

4. Die Bundesregierung verfolgt mit der Vorlage 
dieses Gesetzentwurfs auch das Ziel, diejenigen 
Rechtsanwälte oder deren Hinterbliebene vor 
Not zu schützen, die infolge der Umwälzungen 
in den letzten 50 Jahren heute nicht über eine 
ausreichende Sicherung verfügen und sie infolge 
vorgerückten Alters auch nicht mehr in ausrei- 
chendem Maße erwerben können. Der Gesetz- 
entwurf sieht daher vor, daß die Satzung Renten 
auch an ausgeschiedene Rechtsanwälte und an 
Hinterbliebene von Rechtsanwälten gewähren 
kann. Der Bund beteiligt sich an den Aufwen- 
dungen für diesen Personenkreis mit einem Zu- 
schuß, der auch in der Form einer einmaligen 
Zahlung geleistet werden kann. 

Die Zahl der Rechtsanwälte im Bundesgebiet betrug 
am 1. Juli 1960 18 568 Personen; sie ist im Wachsen 
begriffen. Die Rechtsanwaltschaft hat schon vor eini- 
ger Zeit versicherungstechnische Berechnungen vor- 
gelegt, aus denen sich ergibt, daß eine Versicherung 
nach den im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelun- 
gen grundsätzlich möglich ist. Da jedoch der Satzung 
des Versicherungswerks und dem Gruppenversiche- 
rungsvertrag erhebliche Gestaltungsmöglichkeiten 
eingeräumt sind und die finanzielle Lage der Ver- 
sicherung dadurch ausschlaggebend bestimmt wird, 
ist es nicht möglich, vor Beschluß der Satzung die 
finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs zu 
berechnen. Die Bundesregierung wird bei der vor- 
geschriebenen Zustimmung zur Satzung prüfen, ob 
die Rechtsanwaltsversicherung so gestaltet ist, daß 
sie sich — abgesehen von der zweckbestimmten 
Bundeshilfe — selbst tragen kann und von dem Er- 
gebnis dieser Prüfung ihre Zustimmung zur Satzung 
abhängig machen. 


Besonderer Teil 

Zu § 1 

§ 1 enthält den Grundsatz, daß die Versicherung 
durch Beschluß der gewählten Vertreter der Rechts- 
anwälte eingeführt werden kann. Aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen wird das Versicherungswerk 
durch das Gesetz selbst errichtet und damit die Mit- 
gliedschaft der Rechtsanwälte begründet, jedoch ist 
mit dieser Mitgliedschaft noch nicht die Einführung 
der Versicherung verbunden. Für diese bedarf es 
der Wahl einer Vertreterversammlung, eines ent- 
sprechenden Beschlusses dieser Vertreterversamm- 
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lung mit qualifizierter Mehrheit und der Zustim- 
mung der Bundesregierung zur Satzung. Die Ver- 
treterversammlung entscheidet auch mit qualifizier- 
ter Mehrheit darüber, ob ein Gruppenversicherungs- 
vertrag abgeschlossen oder eine Regelung nach den 
§§ 8 bis 13 eingeführt werden soll. 

Zu § 2 

Wird eine Versicherung für die Rechtsanwälte ein- 
geführt, so ist für solche Rechtsanwälte, die zum 
Wehrdienst einberufen werden, die gleiche Rege- 
lung vorgesehen, wie sie auch in den anderen Zwei- 
gen der sozialen Rentenversicherung gilt. 

Zu § 3 

Entsprechend dem Grundsatz der Satzungsfreiheit 
überläßt es § 3 weitgehend der Satzung, Ausnahmen 
von der Versicherung zuzulassen. Dies ist deswegen 
angebracht, weil die besonderen Verhältnisse der* 
Rechtsanwaltschaft auf diese Weise besser berück- 
sichtigt werden können. 

Zu § 4 

Die Vorschrift entspricht § 1 Abs. 3 und 4 des Hand- 
werkerversicherungsgesetzes. 

Zu § 5 

Die Rechtsanwaltsversicherung kennt hinsichtlich 
des Kreises der versicherten Personen keine frei- 
willige Versicherung; für eine solche kann ein Be- 
dürfnis nicht anerkannt werden. Eine Berechtigung 
zur freiwilligen Weiterversicherung in den Zweigen 
der sozialen Rentenversicherung wird durch die 
Versicherung nach diesem Gesetz ebenso ausge- 
schlossen wie durch eine Pflichtversicherung in die- 
sen Versicherungszweigen. 

Zu §§ 6 und 7 

Die Möglichkeit, einen Gruppenversicherungsver- 
trag mit einem privaten Versidierungsunternehmen 
abzuschließen, entspricht dem Grundsatz, daß Art 
und Weise der Versicherung von der Rechtsanwalt- 
schaft selbst bestimmt werden sollen. Eine unter die- 
sem Leitgedanken stehende Regelung muß zugleich 
eine Versicherung auf privatrechtlicher Basis ein- 
räumen. Der Gruppenversicherungsvertrag ermög- 
licht es, daß auf besondere Wünsche der Rechtsan- 
waltschaft in großem Umfang eingegangen werden 
kann. 

Durch den Gruppenversicherungsvertrag wird ein 
privatrechtliches Versicherungsverhältnis zwischen 
dem Versicherungsunternehmen und dem Rechtsan- 
walt hergestellt, aus dem dieser unmittelbar berech- 
tigt ist. Ansprüche aus diesem Rechtsverhältnis ste- 
hen in jeder Hinsicht den Ansprüchen gleich, die 
sich sonst aus Lebensversicherungsverträgen erge- 
ben. Der Umstand, daß dieses Rechtsverhältnis 
durch öffentlich-rechtlichen Zwang zustande gekom- 
men ist, ändert hieran nichts. 


Für den Gruppenversicherungsvertrag sind in § 6 
eine Reihe von Mindest- und Höchstbedingungen 
vorgeschrieben. Sie halten sich sämtlich im Rahmen 
der Bedingungen, die sonst für Lebensversiche- 
rungsverträge üblich sind. Eine Berufsunfähigkeits- 
rente ist nicht vorgesehen. 

Hinsichtlich des Gruppenversicherungsvertrages 
wird, ohne daß dies besonders gesagt zu werden 
braucht, davon ausgegangen, daß das private Ver- 
sicherungsunternehmen bei der Abwicklung des 
Gruppenversicherungsvertrages das Versicherungs- 
werk von dem Großteil der Verwaltungsarbeit ent- 
lastet. Der Gruppenversicherungsvertrag wird nach 
näherer Maßgabe der Satzung vom Vorstand abge- 
schlossen; er bedarf der Zustimmung der Vertreter- 
versammlung und des Bundesversicherungsamts als 
Aufsichtsbehörde. Die Aufsichtsbefugnis des Bun- 
desaufsichtsamts für das Versicherungs- und Bau- 
sparwesen, daß die Aufsicht über das Versiche- 
rungsunternehmen führt, bleibt zusätzlich bestehen. 

Die Höhe der Renten aus dem Gruppenversiche- 
rungsvertrag hängt weitgehend davon ab, welche 
Beiträge entrichtet werden. Die Höhe der Beiträge 
bestimmt die Satzung. Höchstbeiträge wurden vor- 
gesehen, um den Rechtsanwalt durch den Gruppen- 
versicherungsvertrag nicht zu sehr zu belasten und 
ihm die Möglichkeit zu weiterer privater Vorsorge 
zu belassen. Mindestbeiträge wurden vorgesehen, 
um allzu kleine Renten zu vermeiden. 

Die Einziehung der Beiträge obliegt dem Versiche- 
rungswerk. Das Beitragsverhältnis ist öffentlich- 
rechtlicher Natur, auch wenn die Satzung bestimmt, 
daß die Beiträge an das Versicherungsunternehmen 
zu zahlen sind (§ 7 Abs. 4 Satz 3). Werden z. B. die 
Beiträge in einem Vomhundertsatz des Einkommens 
bemessen, so brauchen die Einkommensverhältnisse 
nur gegenüber einer öffentlich-rechtlichen Stelle 
(dem Versicherungswerk gegenüber) offengelegt 
zu werden. Auch können die Beiträge auf diese 
Weise schneller und kostensparender eingezogen 
werden. 

Zu § 8 

Entscheidet sich die Vertreterversammlung des Ver- 
sicherungswerks für die Regelimg nach den Grund- 
sätzen der sozialen Rentenversicherung, so gelten 
die §§ 8 bis 13, die die Regelung der Angestellten- 
versicherung zum großen Teil übernehmen, jedoch 
Abwandlungen vorsehen. Die Möglichkeit, eine der 
sozialen Rentenversicherung entsprechende Renten- 
und Beitragsformel einzuführen, war einzuräumen, 
weil es dem Sicherungsbedürfnis der Anwaltschaft 
durchaus entsprechen kann, daß das Einkommen aus 
selbständiger Arbeit das Ausmaß der Lebensstel- 
lung im Alter und für die Hinterbliebenen bestimmt. 
Im übrigen ist die Leistungsgestaltung den Bedürf- 
nissen des freien Berufs angepaßt. So sind insbe- 
sondere Berufsunfähigkeitsrenten nicht vorgesehen, 
während andererseits wegen der langen Ausbil- 
dungszeiten der Rechtsanwälte eine Wartezeit 
für die Hinterbliebenenrenten durch die Satzung 
verkürzt werden kann. Erwerbsunfähigkeitsrenten 
sollen nur dann gewährt werden, wenn die Zulas- 
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sung des Rechtsanwalts erloschen oder zurückge- 
nommen ist; denn nur in diesem Falle erscheint es 
für die jüngeren Berufsangehörigen zumutbar, Bei- 
träge für die älteren Berufsangehörigen aufzubrin- 
gen, da diese nicht mehr in Konkurrenz mit den 
jüngeren Berufsangehörigen stehen. 

Die Vorschrift des § 8 Abs. 5, nach der der Steige- 
rungssatz von 1,5 V. H. auf 0,8 v. H. herabgesetzt 
werden kann, zeigt, daß nach dem Gesetzentwurf 
und auch nach dem Wunsch der Anwaltschaft vor- 
ausgesetzt wird, daß die Versicherung sich selbst 
ohne Staatszuschüsse — abgesehen von der Rege- 
lung des § 16 — trägt. 

Zu § 9 

Das in den Rentenversicherungen der Arbeitnehmer 
geltende System der Wanderversicherung wird auf 
die Rechtsanwaltsversicherung ausgedehnt. Für Ver- 
sicherungszeiten als Angestellter und als Rechts- 
anwalt wird eine Gesamtrente festgesetzt. Eine 
Wanderversicherung ist allerdings nur insoweit 
möglich, als gleichartige Leistungen gewährt wer- 
den (vgl. Absatz 2). 

Zu § 10 

Die Beitragsbemessung richtet sich nach der Rege- 
lung des Handwerkerversicherungsgesetzes, das 
eine Beitragsklasse als „Normalklasse" vorschreibt. 
Ohne Vorlage des Einkommensteuerbescheides sind 
Beiträge in der jeweils höchsten Beitragsklasse zu 
entrichten. Damit wird die Beitragsfestsetzung für 
alle Versicherten erleichtert. Eine ungerechtfertigte 
Belastung wird dadurch vermieden, daß nach Ab- 
satz 2 auch niedrigere Beiträge entrichtet werden 
können, jedoch muß im Falle des Absatzes 2 u. U. 
der Einkommensteuerbescheid vorgelegt werden. 
§ 10 Abs. 3 trägt der Lage der Rechtsanwälte, die 
gleichzeitig als Angestellte pflichtversichert wären, 
Rechnung. Absatz 4 trifft die dem § 2 entspre- 
chende Beitragsregelung im Falle des Wehrdienstes. 

Zu § 11 

Für das Versicherungswerk der Rechtsanwälte fin- 
det das Beitragseinzugsverfahren Anwendung. Im 
Unterschied zu den anderen Zweigen der sozialen 
Rentenversicherung sind hier die Einzelheiten weit- 
gehend der Satzung überlassen. 

Zu § 12 

Das Deckungsverfahren ist strenger als dasjenige 
der Rentenversicherung der Angestellten. Während 
nach § 110 Abs. 1 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes nur der Beitragssatz vom Deckungsverfah- 
ren beeinflußt wird, sind hier zur Einhaltung der 
Deckungsvorschriften gegebenenfalls auch die Ren- 
ten zu verändern. Es handelt sich bei dem Deckungs- 
verfahren um eine Mindestvorschrift, so daß nicht 
ausgeschlossen ist, daß die Deckungsrücklage höher 
bemessen wird. Ob eine ausreichende Deckung ge- 
geben ist, wird bei Erlaß der Satzung durch die 
Vertreterversammlung und bei dem Zustimmungs- 
verfahren durch die Bundesregierung zu prüfen sein. 


Zu § 13 

§13 betrifft die Zusammenarbeit zwischen dem Ver- 
sicherungswerk und einem anderen öffentlich-recht- 
lichen Versicherungsträger und die Rückdeckung 
bei einem privatrechtlichen Versicherungsunter- 
nehmen. 

Zu § 14 

§ 14 regelt die Anrechnung der Vorversicherungs- 
zeiten, in denen vor dem Bestehen der Rechtsan- 
waltsversicherung keine Beiträge entrichtet werden 
konnten, aber der Beruf des Rechtsanwalts ausgeübt 
worden ist. In ähnlicher Weise wie bei der Alters- 
hilfe für Landwirte wird für die Anrechnung solcher 
Zeiten gefordert, daß die Zeit von der erstmaligen 
Zulassung als Rechtsanwalt bis zum Beginn der 
Rechtsanwaltsversicherung mindestens zu ini Be- 
ruf verbracht worden oder mit Ersatzzeiten belegt 
ist. Auch hier ist es der Satzung überlassen, die Ein- 
zelheiten festzulegen (Absatz 4). Die sich aus dieser 
Vorschrift ergebende Belastung wird in vollem Um- 
fang von der Versicherung selbst getragen. 

Zu § 15 

Auch § 15 regelt die Anrechnung von Vorversiche- 
rungszeiten, hier jedoch solcher Rechtsanwälte, de- 
ren Versicherungsfall bereits vor Beginn der Ver- 
sicherung eingetreten ist. Besondere Bedeutung be- 
sitzt diese Vorschrift für Hinterbliebene der Rechts- 
anwälte, die vor dem Stichtag verstorben sind. Es 
ist davon abgesehen worden, die Anrechnung von 
Vorversicherungszeiten der Rechtsanwaltsversiche- 
rung durch Gesetz aufzuerlegen; es handelt sich 
vielmehr um eine Ermächtigung an die Satzung, sie 
zu übernehmen. Da die Zahl der Personen, die 
Renten nach dieser Vorschrift in Anspruch nehmen 
könnten, nur geschätzt werden kann, ist ein Anmelde- 
verfahren vorgesehen (Absatz 3 Satz 2). Wegen der 
Schwierigkeit, die Höhe und die Zahl der Renten zu 
schätzen, wurde der Satzung auch die Ermächtigung 
gegeben, die Anrechnung sonstigen Einkommens 
und von Vermögen auf die Renten vorzusehen. Da- 
mit können die nach § 16 zur Verfügung stehenden 
Mittel auf solche ehemaligen Rechtsanwälte und auf 
Hinterbliebene von Rechtsanwälten konzentriert 
werden, die einer Hilfe besonders bedürfen. 

Zu § 16 

Die Finanzierung der Aufwendungen an ehema- 
lige Rechtsanwälte und deren Hinterbliebene (§ 15) 
ist eine Aufgabe des ganzen Berufsstandes, nicht nur 
derjenigen Rechtsanwälte, die nach diesem Gesetz 
versichert sind. Aus diesem Grunde sollen die Mittel 
von der Bundesrechtsanwaltskammer aufgebracht 
werden. Das Versicherungswerk, dessen Beitragsein- 
nahmen in den ersten Jahren nicht in vollem Um- 
fang zur Deckung der Aufwendungen für die Renten 
nach § 13 in Verbindung mit § 6 f. oder § 8 ff. be- 
nötigt werden, kann diese Mittel bevorschussen. 
Auf diese Weise kann die Belastung der Bundes- 
rechtsanwaltskammer über einen Zeitraum von meh- 
reren Jahrzehnten verteilt werden. Weiter trägt der 
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Bund 30 V. H. der Ausgaben für die Renten nach 
§ 15. Es wird angestrebt, daß nach Abschluß des An- 
meldeverfahrens die Aufwendungen für die uralte 
Last geschätzt und durch eine einmalige Zahlung ab- 
gegolten werden. Damit besteht die Möglichkeit, daß 
nach dieser Abgeltung die Rechtsanwaltsversiche- 
rung ohne laufende Zuschüsse des Bundes als eigen- 
ständige Versicherung die Verantwortung auch für 
diese Leistungen selbst trägt. 

Zu §§ 17 bis 23 

Die §§ 17 bis 23 enthalten Organisationsvorschrif- 
ten. Diese Paragraphen sind den Vorschriften des 
Errichtungsgesetzes für die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte und des Selbstverwaltungs- 
gesetzes weitgehend nachgebildet. 

Zu § 17 

Das Versicherungswerk ist eine bundesunmittelbare 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Mitgliederkreis 
und die Organe werden aufgeführt. Im Unterschied 
zu sonstigen Regelungen wird die Eigenständigkeit 
des Versicherungswerks der Rechtsanwälte dadurch 
betont, daß auch beim Beginn der Tätigkeit des 
Versicherungswerks nicht der Staat, sondern die 
Berufsorganisation der Rechtsanwälte mitwirkt (Ab- 
satz 3 und § 18 Abs. 5). 

Zu §§ 18 bis 20 

Die Vorschriften betreffen die Wahl und die Rechts- 
stellung der Vertreterversammlung, des Vorstandes 
und der Geschäftsführung. Die Fassung der Vor- 
schriften nimmt auf die Belange des Versicherungs- 
trägers Rücksicht und beschränkt die Zahl der Mit- 
glieder der Vertreterversammlung, des Vorstandes 
und der Geschäftsführung auf das unbedingt not- 
wendige Maß. Die Vertreterversammlung besteht 
nach der gegenwärtigen Zahl der Rechtsanwälte vor- 
aussichtlich aus 37 Personen. Im übrigen wurden die 
Vorschriften dem Selbstverwaltungsgesetz entnom- 
men oder diesem weitgehend nachgebildet. 

Zu § 21 

Der Satzung und damit der Entscheidung der von 
den Rechtsanwälten gewählten Vertreter sind in der 
Rechtsanwaltsversicherung größere Befugnisse ein- 
geräumt worden, als dies in anderen Zweigen der 
sozialen Rentenversicherung der Fall ist. Diese Be- 
fugnisse sind vor allem in den §§ 1 bis 16 nieder- 
gelegt. § 21 führt ergänzend weitere Vorschriften 
an, die die Satzung treffen muß. Es handelt sich hier 
insbesondere um den Erlaß einer Wahlordnung (Ab- 
satz 2 Nr. 1), um die Abgrenzung der Aufgaben der 
Organe, die Vermögensanlage, das Verwaltungsver- 
fahren und den Sitz des Versicherungswerks. Die 
Satzung bedarf nach § 21 der Zustimmung der Bun- 
desregierung. 

Zu § 22 

Die Vorschrift regelt die Aufsichtsbefugnisse des 
Bundesversicherungsamts. Die Aufsicht erstreckt sich 


nur darauf, daß Gesetz und Satzung beachtet wer- 
den. Die Satzung selbst bedarf nach § 21 der Zustim- 
mung der Bundesregierung. Als mit der Aufsicht 
eng zusammenhängende Maßnahme obliegt dem 
Bundesversicherungsamt auch die Prüfung des 
Haushaltsplanes des Versicherungswerks. 

Zu § 23 

§ 23 betrifft die Zusammenarbeit der Rechtsanwalts- 
kammern mit dem Versicherungswerk. Bei der Er- 
fassung des versicherten Personenkreises ist das 
Versicherungswerk im großen Umfang auf die Mit- 
hilfe der Rechtsanwaltskammern angewiesen. Es 
handelt sich um die gleiche Regelung, die im Rah- 
men der Handwerkerversicherung für die Hand- 
werkskammern besteht. Darüber hinaus ist in Ab- 
satz 2 eine Ermächtigung für die Rechtsanwalts- 
kammern und das Versicherungswerk vorgesehen, 
nach der die Rechtsanwaltskammern auch die Bei- 
träge zur Rechtsanwaltsversicherung einziehen kön- 
nen. Für das Verhältnis des Versicherungswerks zu 
den Rechtsanwaltskammern finden teilweise die 
Vorschriften Anwendung, die in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten für deren Verhältnis zu den 
Krankenkassen als Einzugsstellen gelten. 

Zu §§ 24 und 25 

Die Strafvorschrift der Absätze 1 bis 3 richtet sich 
gegen den Geheimnisverrat von Amtsträgern des 
Versicherungswerks. Die Strafvorschrift des Absat- 
zes 4 dient dem Schutze des Versicherungswerks 
selbst. § 25 geht davon aus, daß das Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten Anwendung findet. 

Zu § 26 

Die Vorschrift unterwirft das Versicherungswerk 
einem Großteil der Normen, die für die anderen 
Zweige der sozialen Rentenversicherung gelten. Da 
es sich um einen bundesunmittelbaren Versiche- 
rungsträger handelt, sollen das Verwaltungszustel- 
lungsgesetz, das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
und die für die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte im Rechtsverkehr geltenden Vorschriften 
Anwendung finden. 

Zu § 27 

Da es sich bei Streitigkeiten aus dem Rechtsver- 
hältnis zum Versicherungswerk um öffentlich-recht- 
liche Streitigkeiten handelt, die ihrer Natur nach 
dem Recht der Sozialversicherung zuzuordnen sind, 
soll sich das gerichtliche Verfahren nach den Vor- 
schriften des Sozialgerichtsgesetzes richten. 

Zu § 28 

Es handelt sich um eine Übergangsvorschrift, die 
Rücksicht auf bestehende private Versicherungsver- 
träge nimmt. Alle über 60 Jahre alten Rechtsan- 
wälte können auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht befreit werden, ohne daß sonstige Voraus- 
setzungen gefordert werden. Rechtsanwälte zwi- 
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sehen dem 50. und dem 60. Lebensjahr müssen zu- 
sätzlich nachweisen, daß sie einen Versicherungs- 
vertrag mit einer bestimmten Prämienhöhe abge- 
schlossen haben. Die Vorschrift wurde der in der 
Rentenversicherung der Angestellten geltenden 
Befreiungsbestimmung nachgebildet, die bei der 
Neuregelung der Rentenversicherung wegen der 
Heraufsetzung der Versicherungspflichtgrenze in der 
Angestelltenversicherung getroffen wurde (Artikel 
2 § 1 Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge- 
setz). 

Zu § 29 

Diese Vorschrift enthält eine Sonderregelung für 
das Saarland. Dort besteht seit 1954 ein Versor- 
gungswerk der Anwaltskammer. Dieses wird auf- 
rechterhalten, und es werden Regelungen bei einem 


Wechsel der Zulassung zwischen dem Bundesgebiet 
und dem Saarland und umgekehrt getroffen. Da das 
Versorgungswerk der Anwaltskammer des Saarlan- 
des nur etwa 100 Mitglieder umfaßt, wurde in Ab- 
satz 4 eine Möglichkeit für eine Vereinbarung vor- 
gesehen, nach der dieses Versorgungswerk in das 
Versicherungswerk aufgenommen werden kann. 
Eine Rechtsnachfolge tritt auch bezüglich aller An- 
sprüche Dritter ein, insbesondere auch der Rechte 
und Pflichten aus Dienstverhältnissen. Die Haftung 
ist nicht auf das übernommene Vermögen be- 
schränkt. 

Zu §§ 30 und 31 

Das Rechtsanwaltsversicherungsgesetz soll auch im 
Land Berlin gelten. Es soll am 1. Juli 1961 in Kraft 
treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Entschließung 

Der Rundesrat erkennt die Berechtigung einer 
Alters- und Hinterbliebenenversicherung der 
Rechtsanwälte an, bittet aber die Bundesregie- 
rung, den Bundesrat darüber zu unterrichten, 
für welche weiteren zulassungspflichtigen Grup- 
pen der freien Berufe und der anderen selbstän- 
dig Erwerbstätigen sie eine entsprechende ge- 
setzliche Regelung beabsichtigt. Der Bundesrat 
bittet weiter um Unterrichtung, in welcher 
Weise die Bundesregierung eine gesonderte ge- 
setzliche Regelung für nicht zulassungspflichtige 
selbständig Erwerbstätige für möglich hält. 


§ 1 ist durch folgende §§ 1 und 1 a zu ersetzen: 

.§ 1 

(1) Für die Alters- und Hinterbliebenenver- 
sicherung der Rechtsanwälte wird ein Versiche- 
rungswerk als rechtsfähige Körperschaft des 
öffentlichen Rechts errichtet (Versicherungs- 
werk der Rechtsanwälte). Es gilt mit dem In- 
krafttreten des Gesetzes als entstanden. 

(2) Mitglieder des Versicherungswerks sind 
die Personen, die als Rechtsanwälte zugelassen 
sind. 

§ 1 a 

(1) über die Einführung der Versicherung 
entscheidet die Vertreterversammlung des Ver- 
sicherungswerks. Der Beschluß bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmenden. 

(2) Die Vertreterversammlung beschließt mit 
der gleichen Mehrheit auch darüber, ob die Ver- 
sicherung 

1. nach den §§ 6 und 7 oder 

2. nach den §§ 8 bis 13 
durchgeführt wird. 

(3) Faßt die Vertreterversammlung Be- 
schlüsse nach den Absätzen 1 und 2, so hat das 
Versicherungswerk durch seine Satzung zu be- 
stimmen, daß seine Mitglieder nach Maßgabe 
dieses Gesetzes versichert sind oder werden." 

Die übrigen Bestimmungen des Entwurfs sind 
dieser Änderung redaktionell anzupassen. 

Begründung 

Es ist zur Klarstellung erforderlich, bereits in 
§ 1 des Gesetzentwurfs zu sagen, wer die Be- 
günstigten und die Mitglieder des Versiche- 
rungswerks sind. Es ist weiter klarzustellen, 
daß die Entscheidung der Vertreterversamm- 
lung über Einführung und Art der Versicherung 


das Versicherungswerk bei der Gestaltung der 
Satzung bindet. 

Im übrigen wurde die Fassung der Regierungs- 
vorlage redaktionell verbessert. 

3. § 2 Satz 2 

Der Klammerhinweis „(§ 1 Abs. 2 )“ ist durch 
„(§ 1 a Abs. 3)" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 1. 

4. § 4 Abs. 1 Satz 2 

ist wie folgt zu fassen: 

„Frühestens beginnt die Versicherung mit dem 
Kalendermonat, der 

im Falle des § 1 a Abs. 2 Nr. 1 auf die Zu- 
stimmung zum Gruppenversicherungsvertrag 
(§ 6 Abs. 8), 

im Falle des § 1 a Abs. 2 Nr. 2 auf die Zu- 
stimmung zur Satzung (§ 21 Abs. 1) 

folgt." 

Begründung 

Klarstellung des frühesten Beginns der Ver- 
sicherung. 

5. § 6 Abs. 8 Satz 2 

ist durch folgende Sätze 2 und 3 zu ersetzen: 

„Für die Zustimmung des Bundesversicherungs- 
amts gilt § 21 Abs. 1 Satz 3 entsprechend. Der 
Gruppenversicherungsvertrag ist mit dem Zu- 
stimmungsvermerk zu veröffentlichen." 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

6. § 7 Abs. 2 Satz 2 

Die Bundesregierung wird um Prüfung gebeten, 
ob im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens § 7 Abs. 2 Satz 2 im Interesse der All- 
gemeinverständlichkeit klarer gefaßt werden 
kann. 

7. § 10 Abs. 1 

ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Für die Beiträge gelten die jeweiligen 
Beitragsklassen des § 114 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes mit Ausnahme der Beitrags- 
klassen I bis VI. Vorbehaltlich der Absätze 2 
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bis 4 sind die Beiträge in der höchsten Beitrags- 
klasse zu entrichten." 

Begründung 

Klarstellung des Verhältnisses des Absatzes 1 
zu den folgenden Absätzen. 

8. § 10 Abs. 4 

ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Im Falle des § 2 werden die Beiträge 
vom Bund getragen. § 112 Abs. 3 Buchstabe d 
und Abs. 5 sowie § 134 a Satz 1 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes gelten entsprechend." 

Begründung 

Die Beitragsleistung durch den Bund entspricht 
der Regelung in den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen und ist ausdrücklich zu bestimmen. 

9. § 12 a (neu) 

Nach § 12 ist folgender § 12 a einzufügen: 

»§ 12 a 

(1) Reichen bei einer Versicherung nach den 
Bestimmungen der §§ 8 bis 13 die Beiträge zu- 
sammen mit den sonstigen Einnahmen voraus- 
sichtlich nicht aus, um die Ausgaben der Ver- 
sicherung für die Dauer des nächsten Jahres zu 
decken, so sind die erforderlichen Mittel vom 
Bund aufzubringen (Bundesgarantie). Das Nä- 
here wird durch besonderes Gesetz bestimmt. 

(2) Voraussetzung für die Inanspruchnahme 
der Bundesgarantie durch das Versicherungs- 
werk ist, daß dessen Vermögen die für die Auf- 
rechterhaltung einer ordnungsgemäßen Verwal- 
tung notwendigen Mittel nicht übersteigt. 

(3) Voraussetzung ist weiter, daß die in Ab- 
satz 1 vorausgesetzte Finanzlage auch bei vol- 
ler Ausnutzung der in der Satzung eingeräum- 
ten Möglichkeiten eingetreten wäre und durch 
die künftige Ausnutzung dieser Möglichkeiten 
nicht vermieden werden kann." 

Begründung 

Auf fast allen Gebieten des Sozialversicherungs- 
rechts ist die Bundesgarantie vorhanden (vgl. 
z. B. § 1384 RVO, § 111 AVG). Auch bei der 
Umgestaltung des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte sind Bestrebungen auf Ein- 
fügung einer Bundesgarantie vorhanden. Es ist 
deshalb geboten, auch für das Versicherungs- 
werk der Rechtsanwälte die gleiche Regelung 
zu treffen. Bei einem Vergleich mit Angehöri- 
gen anderer freier Berufe darf nicht außer acht 
gelassen werden, daß der Rechtsanwalt ein Or- 
gan der Rechtspflege ist und deshalb ein beson- 
deres öffentliches Interesse an dem ungestörten 
Funktionieren des Versicherungswerks besteht. 
Die in Absatz 3 vorgesehene Bestimmung stellt 
im Gegensatz zu anderen entsprechenden ge- 
setzlichen Regelungen erhöhte Anforderungen 
an das Versicherungswerk, so daß die Bundes- 


garantie nur in einer Ausnahmesituation prak- 
tisch werden kann. 

10. § 14 Abs. 3 zweiter Halbsatz 

ist wie folgt zu fassen: 

„die Satzung oder der Gruppenversicherungs- 
vertrag kann für Berufszeiten, während derer 
freiwillig Beiträge zur Rentenversicherung der 
Arbeiter oder der Angestellten oder zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung entrichtet sind, 
die Anrechnung bestimmen." 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

11. § 15 Abs. 4 

Die Bundesregierung wird um Prüfung im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ge- 
beten, auf welche sonstigen Einkommensarten 
(z. B. Leistungen nach dem Wiedergutmachungs- 
gesetz, Blindengeld, Unfallversicherungsrenten) 
die vorgesehene Anrechnungsfreiheit auszudeh- 
nen ist. 

12. § 17 Abs. 1 

ist zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 1. 

13. § 17 Abs. 2 

Die Worte „und die Geschäftsführung" sind zu 
streichen. 

Begründung 

Nach § 19 Abs. 4 Satz 2 gehört die Geschäfts- 
führung dem Vorstand, also einem Organ mit 
beratender Stimme, an. Nach den für die Sozial- 
versicherungsträger getroffenen Regelungen 
über die Selbstverwaltung zählt die Geschäfts- 
führung nicht zu den Organen. 

14. § 18 Abs. 2 

ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Vertreterversammlung besteht aus 
so vielen Mitgliedern, daß auf je 500 Mitglie- 
der des Versicherungswerks ein Vertreter ent- 
fällt." 

Begründung 

Solange die Vertreterversammlung nicht be- 
schlossen hat, daß eine Versicherung nach § 1 a 
Abs. 1 eingeführt wird, sind die zugelassenen 
Rechtsanwälte nur Mitglieder, nicht Versicherte. 

15. § 18 Abs. 3 Satz 2 

ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Die Wahlberechtigten können Vorschlagslisten 
einreichen, . . .". 
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Begründung 

Die Bildung besonderer Gruppen ist für die 
Einreichung von Wahlvorschlägen nicht erfor- 
derlich. 

16. § 19 Abs. 1 Satz 3 

ist wie folgt zu fassen: 

„Sie erfolgt nach den Grundsätzen der Verhält- 
niswahl durch die Vertreterversammlung." 

Begründung 

Es muß im Gesetz ausdrücklich geregelt werden, 
wer den Vorstand wählt. 

17. § 21 Abs. 2 Nr. 4 

Nach dem Wort „Art" sind die Worte „und Um- 
fang" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung erscheint erforderlich, um auch 
den Umfang der Vertretungsberechtigung abzu- 
grenzen. 

18. § 22 Abs. 2 Satz 2 

Die Worte „für den Bund" sind durch die Worte 
„für die Bundesverwaltung" zu ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

19. § 23 Abs. 1 Satz 1 

ist wie folgt zu fassen: 

„Die Rechtsanwaltskammern haben dem Ver- 
sicherungswerk Einblick in ihre Mitgliederver- 
zeichnisse zu gewähren, ihm die Zulassung eines 
Rechtsanwalts, das Erlöschen und die Zurück- 
nahme der Zulassung mitzuteilen und die er- 
fojiderlidien Auskünfte zu geben. 

Begründung 
Sprachliche Verbesserung. 

20. § 23 Abs. 2 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens ist zu prüfen, ob § 27 im Hinblick auf § 23 
Abs. 2 Satz 1 einer Ergänzung hinsichtlich der 
Frage bedarf, welche Gerichtsbarkeit für Bei- 
tragsstreitigkeiten zuständig sein soll. 

21. § 24 Abs. 1 

In Satz 1 ist das Wort „Organ," zu streichen. 
Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 17 Abs. 2. 


22. § 24 Abs. 2 Satz 1 

Vor dem Wort „Vermögensvorteil" ist das 
Wort „rechtswidrigen" einzufügen. 

Begründung 

Angleichung an § 300 StGB und ähnliche Vor- 
schriften des neueren Nebenstrafrechts. 

23. § 25 Abs. 1 

ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Mit- 
glied oder Rentner vorsätzlich oder fahrlässig 
Mitteilungen, zu denen er nach der Satzung 
verpflichtet ist, nicht, nicht rechtzeitig, unrich- 
tig oder unvollständig macht, soweit die Sat- 
zung auf diese Bußgeldvorschrift verweist." 

Begründung 

Angleichung an die sonst übliche Terminologie. 

24. § 28 Abs. 3 Satz 2 

Nach dem Wort „Versicherung" ist der Klam- 
merhinweis „(§ 4 Abs. 1 Satz 1)" einzufügen. 

Begründung 

Die Befreiung soll offensichtlich rückwirkend 
von dem Zeitpunkt an eintreten, in dem der 
Antragsteller versicherungspflichtig nach § 4 
Abs. 1 Satz 1 geworden ist. 

25. § 29 a (neu) 

Nach § 29 ist folgender § 29 a einzufügen: 

„§ 29 a 

Dieses Gesetz gilt nicht für Notare, die ge- 
mäß § 3 Abs, 3 der Bundesnotarordnung als 
Rechtsanwälte zugelassen sind," 

Begründung 

Das Schwergewicht der Tätigkeit dieser Perso- 
nen liegt auf dem Gebiet des Notariats. 

26. § 30 

ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„§ 30 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 . . 

Begründung 

übliche Formulierung der Berlin-Klausel. 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu i. 

Der Bitte des Bundesrates, ihÄ über künftige ander- 
weitige gesetzliche Regelungen für die Alters- und 
Hinterbliebenenversidierung selbständig Erwerbs- 
tätiger zu unterrichten, wird die Bundesregierung zu 
gegebener Zeit zusammen mit der Unterrichtung des 
Bundestages nachkommen. 

Zu 2. bis 26, (ohne 6., 11. und 20.) 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wird 
mit Ausnahme der Vorschläge zu 9. und 22. zuge- 
stimmt. 

Zu 9. 

Dem Vorschlag des Bundesrates, eine Vorschrift über 
die Bundesgarantie einzufügen, wird nicht zuge- 
stimmt. 

Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß das Ver- 
sicherungswerk für Rechtsanwälte sich grundsätz- 
lich finanziell selbst tragen muß. Entsprechend dem 
besonderen Charakter der freien Berufe sollen die 
Rechtsanwälte auch ihre Alterssicherung in eigener 


Verantwortung gestalten. Daher gehört eine Bun- 
desgarantie nicht in dieses Gesetz. 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll außer- 
dem die Bundesgarantie nur für die Möglichkeit gel- 
ten, daß sich die Satzung des Versicherungswerks 
für eine Übernahme der Rentenformel und die Bei- 
tragsbemessung aus der Angestelltenversicherung 
entscheidet. Dadurch würde die andere Alternative, 
nämlich der Abschluß eines Gruppenversicherungs- 
vertrages, ungünstiger erscheinen und die Wahl 
zwischen beiden Möglichkeiten beeinflußt werden. 
Dies sollte vermieden werden. 

Zu 22. 

Dem Vorschlag, vor dem Worte „Vermögensvorteil" 
das Wort „rechtswidrigen" einzufügen, wird nicht 
zugestimmt. Der Zusatz ist entbehrlich. Er würde 
eine unerwünschte Abweichung von entsprechenden 
Vorschriften der Sozialversicherung bedeuten (vgl. 
§ 142 Abs. 2 Satz 1 der Reichsversicherungsordnung, 
§ 7 Abs. 2 Satz 3 des Selbstverwaltnngsgesetzes). 

Zu 6*, 11. und 20. 

Die vom Bundesrat erbetenen Prüfungen werden 
von der Bundesregierung im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungs Verfahrens vorgenommen werden. 
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